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§ 1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen "Informations- und Bildungszentrum Schloß Gimborn e.V.". Er ist eine
Gründung der International Police Association (IPA).

(2) Sitz des Vereins ist Marienheide-Gimborn, Oberbergischer Kreis.

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts
"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung, um insbesondere durch

staatsbürgerkundliche Informationstagungen
internationale Informationstagungen
internationalen Jugendaustausch, Jugendseminare
beruflichen Erfahrungsaustausch
Bildung von Studiengemeinschaften zur Untersuchung gesellschaftlicher und polizeilicher Ge‐
genwartsprobleme
und kulturelle Veranstaltungen und Studienreisen im In- und Ausland

die internationale Gesinnung, die Toleranz und den Völkerverständigungsgedanken zu fördern.

Zu diesem Zweck betreibt er als Träger eine Weiterbildungseinrichtung mit dem Namen "Informati‐
ons- und Bildungszentrum Schloß Gimborn" auf der Grundlage des Weiterbildungsgesetzes NW. Die
Arbeit der Weiterbildungseinrichtung, die Stellung ihres Direktors und die Mitwirkungsrechte werden
durch eine Arbeitssatzung geregelt.

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Parteipoliti‐
sche und gewerkschaftliche Betätigungen sind ausgeschlossen.

(3) Alle Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder er‐
halten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendun‐
gen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person aus Mitteln des Vereins begünstigt werden. Wer in
seiner Eigenschaft als Vereinsmitglied ein Vereinsamt innehat, ist ehrenamtlich tätig.

(4) Bei der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das Vermögen des Ver‐
eins an das Deutsche Rote Kreuz, das es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu
verwenden hat.
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§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des Vereins können werden

a) volljährige natürliche Personen,
b) juristische Personen des öffentlichen und privaten Rechts,
c) Personalgesellschaften, Vereine und Korporationen,

die bereit sind, die Zwecke des Vereins zu unterstützen und die einen schriftlichen Aufnahmeantrag
an den Geschäftsführenden Vorstand richten. Die Mitgliedschaft kann jederzeit beantragt werden. Sie
wird wirksam, wenn der Geschäftsführende Vorstand der Aufnahme schriftlich zugestimmt hat. Die
Aufnahme kann vom Geschäftsführenden Vorstand ohne Begründung abgelehnt werden. Über Wi‐
dersprüche gegen abgelehnte Aufnahmeanträge entscheidet der Erweiterte Vorstand.

Die unter b) und c) aufgeführten Mitglieder werden durch je eine natürliche Person vertreten, soweit
die Zugehörigkeit zu einem Vereinsorgan besteht.

(2) Bei der Mitgliedschaft wird unterschieden zwischen

a) ordentlichen Mitgliedern,
b) Mitgliedern auf Lebenszeit
c) fördernden Mitgliedern und
d) Ehrenmitgliedern.

Ordentliche Mitglieder zahlen die Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeiträge.

Ordentliche Mitglieder und Mitglieder auf Lebenszeit haben in der Mitgliederversammlung Stimm‐
recht.

Allen ordentlichen Mitgliedern kann nach einer ununterbrochenen Mitgliedschaftsdauer von mindes‐
tens 3 Jahren auf Antrag gegen Zahlung eines einmaligen Beitrags vom Geschäftsführenden Vorstand
die lebenslange Mitgliedschaft verliehen werden.

Die Ehrenmitgliedschaft kann auf Antrag des Geschäftsführenden Vorstandes vom Erweiterten Vor‐
stand an in- und ausländische natürliche Personen verliehen werden, die sich um die Förderung des
Vereins in besonderer Weise verdient gemacht haben. Ehrenmitglieder sind von Beiträgen und der
Aufnahmegebühr befreit. In ihren Rechten und Pflichten sind sie ansonsten den ordentlichen Mitglie‐
dern gleichgestellt.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet

a) mit dem Tod des Mitglieds,
b) durch freiwilligen Austritt,
c) durch Ausschluss aus dem Verein.

(2) Der freiwillige Austritt kann jederzeit durch eingeschriebenen Brief gegenüber dem Geschäftsführen‐
den Vorstand zum Ende des laufenden Kalenderjahres erklärt werden.
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(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Geschäftsführenden Vorstands aus dem Verein ausgeschlos‐
sen werden, wenn

a) es gegen die Zwecke des Vereins grob verstößt oder
b) die Ausschließung im Interesse des Ansehens des Vereins notwendig erscheint oder
c) es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrages im Rückstand ist und seit Absen‐

dung des zweiten Mahnschreibens drei Monate verstrichen sind.

Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb von zwei Monaten nach schriftlicher Bekanntga‐
be Widerspruch beim Geschäftsführenden Vorstand eingelegt werden. Hilft er dem Widerspruch nicht
ab, so entscheidet der Erweiterte Vorstand.

(4) Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. Eine
Beitragsrückerstattung erfolgt nicht. Ansprüche des Vereins auf rückständige Beiträge bleiben davon
unberührt.

§ 5 Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegebühren

(1) Die Höhe des Jahresbeitrages, der Aufnahmegebühr sowie des einmaligen Beitrags für die Mitglieds‐
chaft auf Lebenszeit wird von der Mitgliederversammlung festgelegt.

(2) Der Jahresbeitrag wird zu Beginn eines jeden Kalenderjahres fällig.

(3) Der Jahresbeitrag und die Aufnahmegebühr werden erstmals zu Beginn des Kalenderjahres fällig,
das auf die Bestätigung der Mitgliedschaft folgt.

(4) Der einmalige Beitrag für die lebenslange Mitgliedschaft wird fällig zum Monatsende der Beschluss‐
fassung durch den Geschäftsführenden Vorstand.

§ 6 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind

a) die Mitgliederversammlung,
b) das Kuratorium,
c) der Erweiterte Vorstand und
d) der Geschäftsführende Vorstand.

§ 7 Die Mitgliederversammlung

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied (ausgenommen: Fördernde Mitglieder) eine Stim‐
me. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die
Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen.

(2) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Vorstands, bei dessen Verhinderung von ei‐
nem der Stellvertretenden Vorsitzenden geleitet.
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(3) Wahlen und Abstimmungen werden offen durch Handerheben vollzogen, soweit nicht geheime Wahl
oder Abstimmung verlangt wird.

(4) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für:

a) Wahl der Mitglieder des Erweiterten Vorstandes (§ 13 dieser Satzung);
b) Wahl der Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes (§ 16 dieser Satzung);
c) Wahl eines Vertreters der Mitgliederversammlung in das Kuratorium (§ 11 dieser Satzung);
d) Wahl der Mitglieder des Revisionsausschusses (§ 19 dieser Satzung);
e) Neuwahl von Mitgliedern des Erweiterten Vorstandes (§ 13 Abs. 2 und 3 dieser Satzung) sowie

des Geschäftsführenden Vorstandes (§ 16 Abs. 2 und 3 dieser Satzung);
f) Entgegennahme des Jahresabschlusses;
g) Entgegennahme des Jahresberichtes des Geschäftsführenden Vorstandes;
h) Entgegennahme des Prüfungsberichtes des Revisionsausschusses;
i) Entlastung des Erweiterten Vorstandes und des Geschäftsführenden Vorstandes;
j) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und der Aufnahmegebühr;
k) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins.

(5) In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Geschäftsführenden Vorstandes oder des
Erweiterten Vorstandes fallen, kann die Mitgliederversammlung Empfehlungen an diese Vereinsorga‐
ne beschließen.

Geschäftsführender und Erweiterter Vorstand können ihrerseits in Angelegenheiten ihres Zuständig‐
keitsbereiches die Meinung der Mitgliederversammlung einholen.

(6) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen oder vertretenen
Stimmberechtigten beschlussfähig. Sie entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gülti‐
gen Stimmen, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des Vorstandsvorsitzenden den Ausschlag.

(7) Über die Beschlüsse der Versammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die von dem Leiter der
Versammlung und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist sodann allen Mit‐
gliedern zuzusenden. Über Einwendungen über die Richtigkeit des Inhaltes der Niederschrift ent‐
scheidet der Erweiterte Vorstand.

§ 8 Die Einberufung der Mitgliederversammlung

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Kalenderjahr statt. Sie wird durch den Vor‐
standsvorsitzenden nach Gimborn einberufen. Im Einvernehmen mit dem Erweiterten Vorstand kann
auch ein anderer Sitzungsort bestimmt werden.

(2) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt unter Angabe der Tagesordnung durch schriftli‐
che Mitteilung. Sie muss schriftlich, und zwar per Brief oder auf elektronischem Wege durch Telefax
bzw. E-Mail zugestellt werden Die Absendung der Mitteilung hat mindestens drei Wochen vor dem
Versammlungstag an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse zu er‐
folgen. Sind diese Erfordernisse gewahrt, so gilt die Versammlung als rechtsgültig berufen.
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(3) Die Tagesordnung setzt der Geschäftsführende Vorstand fest.

(4) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Ge‐
schäftsführenden Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die
Tagesordnung gesetzt werden. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung
die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen.

(5) Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt wer‐
den, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrages ist eine Zweidrittelmehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.

§ 9 Die Durchführung der Mitgliederversammlung

(1) Für die Dauer des Wahlvorganges und der vorhergehenden Diskussion wird die Mitgliederversamm‐
lung von einem Wahlleiter aus dem Kreis der anwesenden Mitglieder geleitet. Er kann zu seiner Un‐
terstützung Wahlhelfer hinzuziehen.

(2) Alle Vorstandsmitglieder sind einzeln zu wählen. Liegen für die Wahl des Erweiterten Vorstandes
nicht mehr als sieben, für die Wahl der Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden nicht mehr als drei
Wahlvorschläge vor, kann darüber offen abgestimmt werden. Gewählt ist jeder Kandidat, der die
Mehrheit der Stimmen aller anwesenden oder vertretenen Stimmberechtigten auf sich vereinigen
kann. Erreicht ein Kandidat diese Mehrheit nicht, so genügt im zweiten Wahlgang die Mehrheit der
abgegebenen Stimmen, wobei Stimmenthaltungen als nicht abgegebene Stimmen zählen. Sind
mehr Wahlvorschläge vorhanden, so sind in geheimer Abstimmung die Kandidaten gewählt, welche
die meisten der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigen. Ist durch Stimmengleichheit die
Abgrenzung zwischen gewählten und nicht gewählten Kandidaten nicht entschieden, so erfolgt eine
Stichwahl. Endet auch diese mit gleicher Stimmenzahl, entscheidet das Los, das der Wahlleiter zieht.

Liegt für die Wahl des Vorstandsvorsitzenden nur ein Wahlvorschlag vor, kann offen abgestimmt wer‐
den. Der Kandidat ist gewählt, wenn er die Mehrheit aller Stimmen der anwesenden oder vertretenen
Stimmberechtigten auf sich vereinigt. Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, ist in geheimer Abstim‐
mung der Kandidat gewählt, der die Mehrheit der Stimmen aller anwesenden oder vertretenen
Stimmberechtigten auf sich vereinigt. Wird diese Mehrheit im ersten Wahlgang von keinem Kandida‐
ten erreicht, erfolgt ein zweiter Wahlgang. Wird auch hierbei die erforderliche Stimmenmehrheit
nicht erreicht, ist nach einer Versammlungsunterbrechung von mindestens 30 Minuten ein dritter
Wahlgang erforderlich, für den auch neue Wahlvorschläge zugelassen sind. Gewählt ist im dritten
Wahlgang der Kandidat, der die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt, wo‐
bei Stimmenthaltungen als nicht abgegebene Stimmen zählen. Bei Stimmengleichheit entscheidet
das Los, das der Wahlleiter zieht.

§ 10 Außerordentliche Mitgliederversammlungen

(1) Der Geschäftsführende Vorstand oder der Erweiterte Vorstand können jederzeit die Einberufung ei‐
ner Außerordentlichen Mitgliederversammlung verlangen. Sie muss auch einberufen werden, wenn
ein Drittel der Mitglieder des Vereins die Einberufung schriftlich unter Angabe des Zweckes und der
Gründe beim Geschäftsführenden Vorstand beantragt. In diesem Fall hat die Einberufung längstens
innerhalb von sechs Wochen, vom Tage des Eingangs des Antrages abgerechnet zu erfolgen.
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(2) Die Vorschriften der §§ 7 - 9 dieser Satzung gelten für Außerordentliche Mitgliederversammlungen
entsprechend.

§ 11 Das Kuratorium

(1) Dem Kuratorium des Vereins gehören an:

a) der Geschäftsführende Vorstand,
b) ein Beauftragter des Permanent Executive Bureau der International Police Association, je ein Be‐

auftragter der nationalen Sektionen der International Police Association und ein Beauftragter
der Landesgruppe Nordrhein-Westfalen der International Police Association, soweit diese Orga‐
nisationen dem Verein als ordentliches Mitglied angehören.

c) ein von der Mitgliederversammlung für die Dauer eines Jahres gewählter Vertreter,
d) vom Kuratorium selbst gewählte Mitglieder.

(2) Die Wiederwahl von Kuratoriumsmitgliedern ist möglich.

(3) Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) Das Kuratorium unterstützt den Geschäftsführenden Vorstand in allen wesentlichen Fragen der Ge‐
schäftsführung; es wirkt insbesondere in folgenden Angelegenheiten beratend mit:

a) Planung und Durchführung des Programms der Weiterbildungseinrichtung,
b) Haushaltsplanung,
c) Organisation der Weiterbildungseinrichtung.

(5) Das Kuratorium kann nach Abs. 1 Buchstabe d) gewählte Mitglieder von der Mitgliedschaft entbin‐
den.

(6) Das Kuratorium tritt mindestens einmal jährlich zusammen. Die Bestimmungen der §§ 7 Abs. 1 und 8
finden sinngemäß Anwendung; an die Stelle des Vorstandsvorsitzenden tritt der Vorsitzende des Ku‐
ratoriums.

§ 12 Der Erweiterte Vorstand

(1) Dem Erweiterten Vorstand gehören die Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes und sieben
weitere Personen an, die auch Mitglieder nach § 3 Abs. 1 Buchstaben b) und c) sein können.

(2) Der Erweiterte Vorstand beschließt über die Vorschläge an die Mitgliederversammlung zur Verleihung
der lebenslangen Mitgliedschaft
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(3) Der Erweiterte Vorstand entscheidet über:

a) die Organisation der Weiterbildungseinrichtung;
b) die Arbeitssatzung der Weiterbildungseinrichtung;
c) die Geschäftsordnungen und Geschäftsverteilungspläne des Vereins;
d) die Hausordnung der Weiterbildungseinrichtung;
e) Investitionen im Werte von mehr als 100.000,- EURO,
f) die Verleihung der Ehrenmitgliedschaft.

§ 13 Wahl und Amtsdauer des Erweiterten Vorstandes

(1) Die Mitglieder des Erweiterten Vorstandes werden, soweit sie diesem nicht kraft Amtes angehören,
von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren (vom Tag der Wahl an gerechnet) ge‐
wählt. Sie bleiben jedoch bis zur Wahl eines neuen Erweiterten Vorstandes im Amt. Ihre Wiederwahl
ist möglich.

(2) Scheiden Mitglieder des Erweiterten Vorstandes während der Amtsperiode aus, kann der Erweiterte
Vorstand bis zur nächsten Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied bestellen. Die Mitgliederver‐
sammlung wählt einen Nachfolger für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen.

(3) Die Mitgliederversammlung kann Mitglieder des Erweiterten Vorstandes durch Wahl neuer Kandida‐
ten für die restliche Amtsdauer ersetzen.

§ 14 Zusammentritt und Beschlussfassung des Erweiterten Vorstandes

(1) Der Erweiterte Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Er fasst seine Beschlüsse in Sitzungen, die vom
Vorstandsvorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung durch einen Stellvertretenden Vorsitzen‐
den unter Angabe der Tagesordnung einberufen und geleitet werden. Die Einladung erfolgt schrift‐
lich, und zwar per Brief oder auf elektronischem Wege durch Telefax bzw. E-Mail mit einer Frist von
zwei Wochen.

(2) Die Bestimmungen des § 8 Abs. 4 und 5 finden sinngemäß Anwendung.

(3) Der Erweiterte Vorstand ist beschlussfähig, wenn und solange mindestens sechs seiner Mitglieder an‐
wesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegeben gültigen Stimmen.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des amtierenden Vorsitzenden.

(4) Der Vorstandsvorsitzende kann Dritte zu den Sitzungen des Erweiterten Vorstandes einladen. Der Er‐
weiterte Vorstand kann ihnen das Wort erteilen.

(5) Beschlüsse des Erweiterten Vorstandes können auch schriftlich oder fernmündlich gefasst werden,
wenn alle Mitglieder des Erweiterten Vorstandes ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Rege‐
lung erklären. Fernmündlich gefasste Beschlüsse sind innerhalb eines Monats schriftlich zu bestäti‐
gen.

(6) Über die Beschlüsse des Erweiterten Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Leiter
der Sitzung und dem beauftragten Protokollführer zu unterzeichnen ist.
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§ 15 Der Geschäftsführende Vorstand

(1) Der Geschäftsführende Vorstand besteht aus dem Vorstandsvorsitzenden und drei Stellvertretenden
Vorsitzenden. Die Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt der Erweiterte Vorstand.

(2) Der Geschäftsführende Vorstand vertritt den Verein nach außen. Der Vorstandsvorsitzende und ein
weiteres Mitglied des Geschäftsführenden Vorstands vertreten den Verein gemeinsam. Im Falle der
Verhinderung des Vorstandsvorsitzenden vertreten zwei Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstan‐
des den Verein gemeinsam. Die Verhinderung des Vorstandsvorsitzenden muss nicht nachgewiesen
werden.

(3) Der Geschäftsführende Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins und seiner Weiterbildungs‐
einrichtung zuständig, soweit sie nicht durch diese Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen
sind.

(4) Der Geschäftsführende Vorstand stellt nach Vorlagen der Geschäftsführung den Haushaltsplan bzw.
erforderliche Nachtragshaushaltspläne fest. Er unterrichtet die Mitgliederversammlung, das Kurato‐
rium und den Erweiterten Vorstand über den Haushaltsvollzug. Der Geschäftsführende Vorstand und
die Geschäftsführung dürfen wirtschaftliche Verfügungen zu Lasten des Vereins, außer in dem für
dringende Fälle festgelegten Umfang, nur im Rahmen des Haushaltsplanes bzw. der Nachtragshaus‐
haltspläne treffen. Dritte brauchen diese Beschränkungen nicht gegen sich gelten zu lassen.

(5) Der Geschäftsführende Vorstand schließt die Arbeitsverträge mit den hauptberuflichen Pädagogi‐
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

(6) Der Geschäftsführende Vorstand kann mit Zustimmung des Erweiterten Vorstandes zur Führung der
laufenden Geschäfte des Vereins Bevollmächtigte bestellen. Art und Umfang der Übertragung der Ge‐
schäfte, soweit nicht durch die Satzung geregelt, sind in einer Dienstanweisung festzulegen. In ihr
enthaltene Beschränkungen der Geschäftsführung brauchen Dritte gegen sich nicht gelten zu lassen.

(6) Der Geschäftsführende Vorstand kann Dritte zur Erledigung besonderer Aufgaben berufen. Diese sind
dem Geschäftsführenden Vorstand verantwortlich und allein an dessen Weisung gebunden.

§ 16 Wahl und Amtsdauer des Geschäftsführenden Vorstandes

(1) Der Vorstandsvorsitzende und die Stellvertretenden Vorsitzenden müssen natürliche Personen sein.

(2) Die Bestimmungen des § 13 Abs. 1 und 2 dieser Satzung gelten für den Geschäftsführenden Vorstand
sinngemäß.

(3) Die Mitgliederversammlung kann Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes durch Wahl neuer
Kandidaten für die restliche Amtsdauer ersetzen. Diese Wahl bedarf einer Mehrheit von Zweidrittel
der anwesenden sowie vertretenen Mitglieder.
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§ 17 Zusammentritt und Beschlussfassung des Geschäftsführenden Vorstandes

(1) Der Geschäftsführende Vorstand fasst seine Beschlüsse in Sitzungen, die nach Bedarf stattfinden und
vom Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung durch einen Stellvertretenden Vorsitzenden un‐
ter Angabe der Tagesordnung einberufen und geleitet werden. Die Einladung erfolgt schriftlich, und
zwar per Brief oder auf elektronischem Wege durch Telefax bzw. E-Mail, fernmündlich oder telegra‐
fisch mit einer Frist von grundsätzlich mindestens zwei Wochen. Jedes Mitglied des Geschäftsführen‐
den Vorstandes kann bis zum Beginn einer Sitzung die Behandlung von ihm vorgeschlagener Tages‐
ordnungspunkte beantragen. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen
gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des amtierenden Vorsitzenden.
Der Geschäftsführende Vorstand ist beschlussfähig, wenn und solange mindestens zwei seiner Mit‐
glieder anwesend sind.

(2) Die Bestimmungen des § 14 Abs. 4 - 6 dieser Satzung gelten für den Geschäftsführenden Vorstand
sinngemäß.

§ 18 Die Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführung obliegt im Rahmen der Beschlüsse der Vereinsorgane dem Direktor des IBZ, bei
Abwesenheit seinem Vertreter. Es gelten als übertragen die einfachen Geschäfte der laufenden Ver‐
waltung, soweit sich nicht der Erweiterte oder der Geschäftsführende Vorstand für Teilbereiche oder
bestimmte Einzelfälle die Entscheidung vorbehält.

(2) Der Direktor des IBZ ist für die technische Durchführung der Beschlüsse der Vereinsorgane verant‐
wortlich.

Er hat in den Sitzungen der Vereinsorgane und Ausschüsse Teilnahme- und Beratungsrecht, sofern
der jeweilige Vorsitzende in begründeten Ausnahmefällen die Teilnahme nicht ausschließt.

(3) Der Direktor des IBZ verwaltet die Gebäude und Einrichtungen des Vereins und übt in Vertretung des
Vorstandes das Hausrecht aus.

(4) Er stellt den jährlichen Haushaltsvoranschlag auf und zeichnet den Jahresabschluss.

(5) Er ist ermächtigt zur

a) Vergabe von Aufträgen im Rahmen des genehmigten Haushaltsplanes und zur
b) Verfügung über Haushaltsmittel außerhalb des Haushaltsplanes in dringlichen Fällen. Umfang

und Verfahrensweise sind in einer Dienstanweisung geregelt.

(6) Der Direktor des IBZ ist haushaltsrechtlich vertretungsberechtigt gegenüber öffentlichen und priva‐
ten Zuwendungsgebern sowie zeichnungsberechtigt in Ausübung der Vollmachten zur Verfügung
über Giro- und Festgeldkonten sowie zum Postempfang. Einschränkungen für Vermögenskonten und
beim Außerordentlichen Haushalt regelt die Dienstanweisung.
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(7) Der Direktor des IBZ ist unmittelbarer Vorgesetzter der angestellten Mitarbeiter des Vereins. Er ist im
Rahmen des Stellenplans befugt zum Abschluss von Arbeits- und Praktikantenverträgen, ausgenom‐
men mit dem pädagogischen Personal, und zeichnet die Zeugnisse von Mitarbeitern, ausgenommen
die der Pädagogischen Mitarbeiter. Er gewährt den Beschäftigten Sonder- bzw. Bildungsurlaub bis zu
fünf Werktagen im Jahr entsprechend der Regelungen des Arbeitnehmerweiterbildungsgesetzes bzw.
BAT.

(8) Der Direktor ist zeichnungsberechtigt bei der Verpflichtung von Tagungsleitern und Dozenten des
IBZ.

§ 19 Der Revisionsausschuss

(1) Der Revisionsausschuss besteht aus drei Personen, die entweder als natürliche Personen Mitglied
des Vereins oder Vertreter eines der unter § 3 Abs. 1 Buchstabe b) oder c) benannten Mitglieder sind.

(2) Der Revisionsausschuss hat das Recht, jederzeit Einsicht in die Geschäftsvorgänge des Vereins und
seiner Weiterbildungseinrichtung zu nehmen. Zur Revision sind ihm alle Geschäftsunterlagen vorzu‐
legen. Revisionen müssen von zwei Mitgliedern des Ausschusses mindestens einmal jährlich durch‐
geführt werden.

Bei begründetem Anlass kann der Revisionsausschuss zu einer Revision einen von ihm bestimmten
fachlich qualifizierten Berater hinzuziehen, dessen Kosten vom Verein zu tragen sind. Bei einem sol‐
chen Verfahren ist die Verhältnismäßigkeit zu prüfen und von allen Revisoren zu bejahen.

(3) Die Mitglieder des Revisionsausschusses bestimmen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden, der Prüfun‐
gen vorbereitet, veranlasst und der Mitgliederversammlung berichtet. Über stattgefundene Revisio‐
nen ist ein Bericht zu erstellen, der bei den Unterlagen des Vereins aufzubewahren ist.

(4) Die Mitglieder des Revisionsausschusses werden von der Mitgliederversammlung mit der Mehrheit
der gültigen Stimmen aller anwesenden sowie vertretenen Stimmberechtigten auf die Dauer eines
Jahres gewählt. Sie bleiben bis zur nächsten Mitgliederversammlung im Amt. Dreimalige Wiederwahl
ist möglich.

Jeweils zwei Mitglieder des Revisionsausschusses sollen möglichst dem vorausgegangenen Aus‐
schuss angehört haben.

§ 20 Satzungsänderung und Auflösung des Vereins

(1) Über Anträge auf Änderung der Satzung entscheidet die Mitgliederversammlung; dies kann wirksam
nur geschehen, wenn in der Einladung ausdrücklich darauf hingewiesen wurde und wenn die für eine
Änderung der Satzung abgegebenen Stimmen mindestens einer Dreiviertelmehrheit der anwesen‐
den sowie vertretenen Mitglieder entsprechen.

§ 20 Abs. 2 dieser Satzung kann nur geändert werden, wenn mehr als die Hälfte der Vereinsmitglieder
für eine Änderung stimmen.

(2) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung beschlossen werden, die aus‐
drücklich mit der Auflösung als Tagesordnungspunkt einberufen ist und in der mehr als die Hälfte der
Vereinsmitglieder für eine Auflösung stimmen.
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§ 21 Erfüllungsort

Erfüllungsort für alle aus dieser Satzung sich ergebenden Rechte und Pflichten ist Gummersbach.

§ 22 Inkrafttreten

Die vorstehende Satzung ist von der Ordentlichen Mitgliederversammlung des Informations- und Bil‐
dungszentrums Schloß Gimborn e.V. am 20.10.2007 in Gimborn von 196 anwesenden sowie vertrete‐
nen stimmberechtigten Mitgliedern angenommen worden. Sie tritt am Tage nach ihrer Eintragung in
das Vereinsregister in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Informations- und Bildungszentrums
Schloß Gimborn e.V. vom 25.10.1969 in der Fassung vom 21.10.2006 außer Kraft.

Lesefassung der Satzung des Informations- und Bildungszentrum Schloß Gimborn e.V. in der Fassung vom 20.10.2007.
Rechtlich maßgeblich ist die im Vereinsregister eingetragene Fassung.
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